
 

 

- Amtliche Bekanntmachung - 
 
 

Feststellung über das Unterbleiben einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 
Vorhaben: Errichtung und Betrieb einer Satelliten-BHKW-Anlage zur  

Nahwärmeversorgung 
Baugrundstück: Pfalzgrafenweiler, Gewann "Rechts am Heuwasen", Flst.-Nr. 1869 
Antragsteller: Bioenergie Braun GmbH & Co. KG, Herr Eberhard Braun, Heuwasen 7,  

72285 Pfalzgrafenweiler 
 
 
Die Bioenergie Braun GmbH & Co. KG, Heuwasen 7, 72285 Pfalzgrafenweiler plant die Errichtung und 
Betrieb einer Satelliten-BHKW-Anlage zur Nahwärmeversorgung auf dem Grundstück Flst.-Nr. 1869, 
Gewann „Rechts am Heuwasen“ in Pfalzgrafenweiler. 
 
Das in der bestehenden Biogasanlage am Standort Am Heuwasen 7 in Pfalzgrafenweiler erzeugte 
Biogas wird über eine separate Ferngasleitung (nicht Gegenstand des Antrags) zur Satelliten-
BHKW-Anlage transportiert und dort verstromt. Die BHKW-Anlage dient der Nahwärmeversorgung 
und wird wärmegeführt ohne Notkühlung betrieben, d. h. sämtlich anfallende Wärme wird in das ge-
plante Nahwärmenetz eingespeist  
 
Es werden folgende baulichen und technischen Anlagen errichtet: 
▪ Neubau eines BHKW-Maschinenhauses für ein Satelliten-BHKW inkl. Technikraum (14,48 m x 

10,48 m, Höhe 4,70 m über Geländeoberkante) 
▪ Aufstellung eines BHKW´s (Hersteller: Jenbacher JMS 424 G 325) mit einer Feuerungswärme-

leistung (FWL) von 4,803 MW 
▪ Aufstellung eines Wärmepufferspeichers als stehender, oberirdischer Stahltank mit einem Vo-

lumen von ca. 1.000 m³ und einer Höhe von 16,00 m ab OK Fundament 
▪ Errichtung einer Trafostation (4,10 m x 2,40 m, Höhe 2,65 m) 
▪ Errichtung eines Abfüllplatzes mit Kontroll- /Auffangschacht für Alt- und Frischöl und Harnstoff 
▪ Aufstellung von vier Harnstofftanks mit jeweils 1.000 L (Gesamtvolumen 4.000 l) 
 
Für die Errichtung und Betrieb der Satelliten-BHKW-Anlage mit einer FWL von 4,803 MW ist gemäß 
§ 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) i. V. m. Ziffer 1.2.2.2 (V) der Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (4. BImSchV) eine immissi-
onsschutzrechtliche Genehmigung erforderlich. Aufgrund der räumlichen Distanz zur bestehenden 
Biogasanlage handelt es sich nicht um eine Nebeneinrichtung der bestehenden Biogasanlage und 
bildet mit dieser auch keine sog. „gemeinsame Anlage“ nach § 1 Abs. 2 und 3 der 4. BImSchV. 
 
Das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist auf alle die in Anlage 1 zum UVPG auf-
gelistet Vorhaben anzuwenden (§ 1 Abs. 1 Ziffer 1 UVPG). Für das vorliegende Vorhaben ist nach § 7 
Abs. 2 in Verbindung mit Anlage 1 Ziffer 1.2.2.2 eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls 
durchzuführen. Das Ergebnis der Vorprüfung ist öffentlich bekannt zu machen (§ 5 Abs. 2 UVPG).   



 
 
 
 
 

 

 
Die standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung in zwei Stufen durchgeführt. In 
der ersten Stufe prüft das Landratsamt als zuständige Genehmigungsbehörde, ob bei dem Vorhaben 
besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3, Nr. 2.3 UVPG aufgeführten Schutzkrite-
rien vorliegen. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass keine besonderen örtlichen Gegebenhei-
ten vorliegen, so besteht keine UVP-Pflicht.   
 
Das Vorhabengrundstück befindet sich im Außenbereich und beurteilt sich nach § 35 BauGB. Durch 
das Vorhaben sind keine besonderen örtlichen Gegebenheiten (geschützte Flächen und Objekte) 
nach der Anlage 3 Nr. 2.3 UVPG direkt betroffen. Auch im Hinblick auf den Abstand zu derartigen 
geschützten Flächen/Objekten (nächstgelegenes geschütztes Feldheckenbiotop befindet sich in 
ca. 158 m Entfernung) können erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen ausgeschlossen werden, 
zumal die Anlage dem Stand der Technik entspricht und verschiedene Vorkehrungen getroffen wer-
den um mögliche Umweltauswirkungen zu vermeiden bzw. zu mindern. Hierzu zählen insbesondere 
 
▪ die zweistufige Abgasbehandlung beim BHKW (SCR- und Oxidationskatalysator) 
▪ die Errichtung von zwei Aktivkohlefiltern zur Entschwefelung des Biogases 
▪ die schalltechnische Auslegung der Zu- und Abluftanlage beim BHKW-Gebäude mit Schall-

dämmkulissen sowie der Abgasanlage mit Abgasschalldämpfern 
▪ die Ausführung sämtlicher Anlagenteile zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nach der 

AwSV (doppelwandige Tanks, Auffangwannen, Abfüllplatz als geschlossenes System)  
▪ die Errichtung des Wärmepufferspeichers zur Optimierung der Wärmenutzung im flexiblen An-

lagenbetrieb 
▪ die Integration der Anlage in das bestehende Sicherheits-, Überwachungs- und Steuerungskon-

zept (Gaswarnanlage, Rauchmelder, NOT-AUS-Kette) 
 
Auf die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung kann somit verzichtet werden kann.  
 
Die Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbstständig anfechtbar. 
 
 
Freudenstadt, 7. Juli 2026 (gez.)  Andreas Junt, Landrat 
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